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Ausbruch und Ablauf des Irak-
Krieges haben schlaglicht-
artig verdeutlicht, wie sehr

sich die Weltordnung neu gestaltet.
Die meisten der hierbei entscheiden-
den Veränderungsprozesse reichen al-
lerdings weiter zurück, sogar bis in die
Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg, na-
mentlich die Entwicklung transnatio-
naler Interdependenz. Erst das Zu-
sammentreffen mehrerer Trends, ins-
besondere die Ereignisse und Folgen
der Anschläge vom 11. September
2001, erzeugten so tief greifende Ver-
änderungen, dass sie die Konturen
einer neuen Weltordnung sichtbar
werden lassen. Sie löst nicht nur die
vom Ost-West-Konflikt beherrschte
bipolare Ordnung ab, sondern auch
das ihr unterlegte und viel ältere, das
moderne Völkerrecht begründende
System des Westfälischen Friedens.
Eine neue Ära hat begonnen, die
durch das Spannungsverhältnis zwi-
schen amerikanischer Dominanz und
globaler Interdependenz beherrscht
wird.

Das moderne Staatensystem wie
auch das gegenwärtige Völkerrecht
haben ihren Ursprung im Westfäli-
schen Frieden von 1648. Er beendete
einen mörderischen Krieg,bei dem re-
ligiöse Glaubens- und politische

Machtansprüche der damaligen Kon-
fliktparteien das Zentrum Europas
verwüstet hatten. Der Friedensschluss
von Münster und Osnabrück wurde
zum Ausgangspunkt des modernen,
durch Grenzen abgeschotteten Terri-
torialstaats; er begründete die Souve-
ränität über innere und äußere Politik
und damit auch das Prinzip der Nicht-
einmischung in innere Angelegenhei-
ten. Das „westfälische System“ geht
von einem Leitbild ihre Souveränität
gegenseitig respektierender und im
Prinzip gleicher Staaten aus, die nach
innen allein bestimmen und nach
außen frei im Handeln sind, so auch
die Charta der Vereinten Nationen.
Transnationale Interdependenz und
ein neues Menschenrechtsverständnis
untergraben dieses System jedoch.

In der Zeit nach dem Zweiten Welt-
krieg wuchsen die grenzüberschrei-
tenden Beziehungen zwischen gesell-
schaftlichen Akteuren, wie Individu-
en, Gruppen, Verbänden, Parteien
oder Firmen, in geradezu dramati-
schem Ausmaß.Dahinter standen vie-
lerlei Antriebskräfte: die aktiven Be-
mühungen von Regierungen um
Abbau von zwischenstaatlichen Bar-
rieren, technologische Durchbrüche
bei Transport und Kommunikation,
vom Großraumjet und Containersys-
tem zum Internet, aber auch der mo-
derner Marktwirtschaft inhärente
Drang zur internationalen Arbeitstei-
lung, Konsum-, Reise- und Kom-
munikationskultur.

Zeitenwende
Dominanz und Interdependenz nach dem Irak-Krieg
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Als Folge dessen entstand die zwi-
schen den Gesellschaften zunehmend
vernetzte Welt, heute als „Globalisie-
rung“ stattfindend.Sie hatte ihren Ur-
sprung in den marktwirtschaftlichen
Demokratien, breitete sich jedoch zu-
nehmend auf andere Regime und den
Rest der Welt aus. Besonders kenn-
zeichnend ist die Tatsache, dass unter
den Bedingungen der Globalisierung
der Außenhandel schneller wächst als
die Weltproduktion, und grenzüber-
schreitende Investitionen – derzeit
über 400 Milliarden Dollar im Jahr –
wiederum schneller als die Produkti-
on, wodurch die Gesellschaften noch
intensiver vernetzt werden.

Diese transnationalen Beziehungen
gehen gleichsam an den Regierungen
vorbei, schaffen gegenseitige Abhän-
gigkeiten und schränken die innere
Dispositionsfähigkeit von Regierun-
gen ein, beispielsweise in der Wirt-
schaftspolitik angesichts der von
„außen“ kommenden Impulse.Es ent-
steht eine zunehmende Verletzbarkeit
des klassischen Territorialstaats, des-
sen Grenzen sich im System der Glo-
balisierung immer mehr nach außen
öffnen. Da wirtschaftliche  Notwen-
digkeiten und Lebensstil moderner
Gesellschaften eine Abschottung aus-
schließen, haben Regierungen im
Grunde keine andere Wahl als zu ver-
suchen,den Steuerungs- und Souverä-
nitätsverlust nach innen durch Koope-
ration mit anderen Regierungen aus-
zugleichen. Ähnlich ist die Wirkung
der negativen Seite des Wachstums
transnationaler Beziehungen: des
Missbrauchs der Offenheit moderner
Gesellschaften durch internationale
Drogenkriminalität,Menschenhandel

oder – besonders wichtig – Terroris-
mus.Auch hier liegt die Antwort in der
Kooperation unter Regierungen, die
eine angemessene Kontrolle und Be-
kämpfung mit einer Wahrung der un-
entbehrlichen transnationalen Offen-
heit verbinden muss.

Der nach innen und außen unein-
geschränkt souveräne Territorialstaat
des westfälischen Systems wird damit
zu einer Fiktion, wenngleich er in den
Begriffen, Konzepten und Ritualen
fortbesteht. Die gewollte Globalisie-
rung sowie die gesellschaftliche und
kommunikative Vernetzung moder-
ner Staaten, aber auch die negativen
Nebenprodukte wie der internationa-
le Terrorismus, schaffen Interdepen-
denzen,die Kooperation und partielle
Bündelung von Funktionen nationa-
ler Regierungen zur Voraussetzung ef-
fektiver Ausübung hoheitlicher Auf-
gaben machen.

Der Stellenwert 
der Menschenrechte

Die zweite Antriebskraft, die das
westfälische System untergrub,

war die Stärkung des Stellenwerts der
Menschenrechte. Diese spielten zwar
beim westfälischen Friedensschluss
keine Rolle,wohl aber die hiermit ver-
bundene zentrale Regel der Souverä-
nität, die zum modernen Verbot der
Nichteinmischung in innere Angele-
genheiten führte. Zwischen diesem,
auch in der Charta der Vereinten Na-
tionen niedergelegten Prinzip und
den nach dem Zweiten Weltkrieg ko-
difizierten Menschenrechten – von
der Allgemeinen Erklärung der Men-
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schenrechte bis zu den späteren Erklä-
rungen und Konventionen – entstand
ein wachsendes Spannungsverhältnis.
Die vielen Staaten, die die theoretisch
universell gültigen Menschenrechte
massiv unterdrückten, verschanzten
sich hinter dem Recht auf Nichtein-
mischung. Während des Ost-West-
Konflikts verteidigte die Sowjetunion,
in ihrem Fahrwasser dann auch alle
Diktaturen,nachhaltig dieses Prinzip.
Die westlichen Demokratien, immer
im Bewusstsein der prekären Stabili-
tät der nuklearen Bipolarität,mussten
damit leben.

Das Ende der Sowjetunion und des
Kalten Krieges änderte den Stellen-
wert der Menschenrechte dramatisch.
In der nördlichen Hemisphäre mach-
te die über moderne Medien lebens-
nah wahrgenommene Rückkehr von
Krieg, ethnischen Konflikten und Ge-
noziden für alte und neue Demokra-
tien die Verletzung von Menschen-
rechten zunehmend unannehmbar
(in der südlichen Hemisphäre gab es
sie schon immer, auch während des
Ost-West-Konflikts).

Die Auffassung gewann an Boden,
dass Tyrannen nicht beliebig mit ihrer
Bevölkerung umspringen durften
und dass das Leiden von Menschen
von der internationalen Gemein-
schaft nicht tatenlos hingenommen
werden konnte, weil es „innere Ange-
legenheiten“ waren. Die neunziger
Jahre brachten einen Wandel zur „hu-
manitären Intervention“. Mit und
ohne Mandat der Vereinten Nationen
fanden militärische Interventionen
statt: auf dem Balkan (bis hin zur
NATO-Intervention in Kosovo), 1991
in Irak, später in Somalia, Haiti, Ost-

Timor (nicht aber in Ruanda, wo des-
halb fast eine Million Menschen um-
gebracht wurden).

Während die Erosion des westfäli-
schen Systems durch wachsende
Interdependenz in einem inkremen-
talen Prozess mit einer praktisch un-
ausweichlichen inneren Logik ent-
standen ist, liegt der Fall bei den Men-
schenrechten anders.Die zunehmend
blutigen Konflikte nach dem Ende des
Kalten Krieges haben von Fall zu Fall
das Prinzip der Nichteinmischung in
innere Angelegenheiten zugunsten
humanitärer Interventionen zurück-
treten lassen. Dennoch ist hierüber
kein Konsens in der Staatengemein-
schaft entstanden; Länder wie Russ-
land und China verhalten sich nach
wie vor äußerst reserviert, ohne sich
völlig zu verschließen.

Jetzt hat die von einer Koalition
von Staaten unterstützte amerikani-
sche Intervention in Irak diese Mei-
nungsverschiedenheiten eher ver-
schärft. Die USA begründeten ihren
ohne UN-Mandat geführten Krieg
gegen Irak mit der Notwendigkeit,das
Land von einem besonders grau-
samen Unterdrückungsregime zu be-
freien (neben den – von Kritikern be-
zweifelten –  Begründungen, Massen-
vernichtungswaffen zu beseitigen und
die Unterstützung von Terroristen zu
beenden). Washington hob damit die
Rechtfertigung einer humanitären In-
tervention auf eine neue Ebene: Re-
gimewechsel mittels Krieg, um damit
den Menschenrechten zum Durch-
bruch zu verhelfen.Auf die potenziel-
len Folgen für die Weltordnung wird
noch einzugehen sein. Es bleibt fest-
zuhalten,dass der Irak-Krieg den fest-
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zustellenden Trend zur humanitären
Intervention fortgesetzt hat. In Ver-
bindung mit der wachsenden Interde-
pendenz und ihren politischen Kon-
sequenzen untergraben solche Inter-
ventionen das westfälische System der
Staaten weiter.

Die Neubewertung
legitimer Gewalt

Zentral für die Weltordnung und
das Völkerrecht seit dem Zweiten

Weltkrieg ist das Verbot der Andro-
hung oder Anwendung von Gewalt.
Nur zwei Ausnahmen sind recht-
mäßig: erstens die Autorisierung von
Gewalt durch den Sicherheitsrat der
Vereinten Nationen, wozu es nur we-
nige Male gekommen ist, wie 1991
gegen Irak; zweitens zum Zweck der
Selbstverteidigung nach Artikel 51 der
UN-Charta. Neuere Entwicklungen
der internationalen Politik erfordern
nunmehr eine Überprüfung der Aus-
gestaltung dieser Ausnahmen.

Das klassische Recht auf militäri-
sche Maßnahmen im Verteidigungs-
fall greift unter heutigen Bedingun-
gen zu kurz. Zu einer Zeit, als die
gegen einen Staat gerichtete Aggressi-
on mit Truppen den Normalfall dar-
stellte,waren die Kriterien einigerma-
ßen klar. Im äußersten Fall konnte ein
bedrohter Staat angesichts unmittel-
barer Gefahr sogar legitim einen Prä-
ventivschlag führen, wie es beispiels-
weise Israel im Jahr 1967 gegen den
ägyptischen Aufmarsch getan hat.

Anders liegt der Fall jedoch bei der
Bedrohung durch Terroristen, die ihr
Leben einsetzen, den Tod möglichst

vieler Menschen anstreben und
Zerstörungsmittel anwenden, die
früher nur Staaten zur Verfügung
standen. Gegen sie, die die wachsende
Verwundbarkeit moderner und offe-
ner Gesellschaften ausnutzen und
Massenvernichtungswaffen einsetzen
könnten, wenn sie darauf Zugriff er-
hielten, versagt die klassische Ab-
schreckungspolitik.Was noch wichti-
ger ist: Die Frage der Verteidigung
stellt sich anders, nämlich früher,
wenn eine Intervention einen terro-
ristischen Angriff verhindern soll.
Hier liegt auch die Ursache der in der
neuen amerikanischen Sicherheits-
strategie1 aufgeworfenen Forderung,
nach den Anschlägen des 11. Septem-
bers 2001 nie wieder eine Situation
eintreten zu lassen, in der es zum Han-
deln zu spät ist und dass deshalb unter
solchen Bedingungen präventives
Handeln geboten ist.

Die neue amerikanische Sicher-
heitsstrategie ist deshalb weltweit kri-
tisiert worden, weil die Berechtigung
des im Irak-Krieg als präventiv dar-
gestellten Handelns aus guten Grün-
den bezweifelt wurde. Dennoch ver-
weist die amerikanische Argumenta-
tion in ihrer Allgemeinheit auf ein
Problem, das alle Länder, in erster
Linie westliche Demokratien, teilen:
Bei terroristischen Bedrohungen –
vor allem in Verbindung mit Massen-
vernichtungswaffen – muss verant-
wortliche Politik die eigene Gesell-
schaft gegebenenfalls durch frühes,
präventives und eventuell auch mili-
tärisches Handeln verteidigen.

Die zur Inanspruchnahme eines
Verteidigungsrechts gemäß Artikel 51
der UN-Charta gültigen Tatbestände

4 I N T E R N AT I O N A L E  P O L I T I K 5/2003

A N A L Y S E N



bedürfen deshalb einer Neudefiniti-
on. Entscheidend ist jedoch, dass dies
nicht allein durch die Weltmacht, son-
dern in einem multilateralen Prozess
mit dem Zweck einer ergänzenden In-
terpretation der Charta geschieht.

Auch die Frage einer legitimen Ge-
waltanwendung in Verbindung mit
einer humanitären Intervention be-
darf dringend einer gemeinschaftli-
chen Regelung. Es genügt nicht, diese
Frage der Fall-zu-Fall-Entscheidung
durch den Sicherheitsrat zu überlas-
sen. Massive Unterdrückung, Völker-
mord,ethnische Säuberungen,Staats-
zerfall und zunehmende Gefahren für
die menschliche Sicherheit sind in
einem solchen Ausmaß ein Merkmal
der heutigen Welt geworden, dass die
Entwicklung von Kriterien wün-
schenswert ist, die dem Sicherheitsrat
an die Hand gegeben werden können,
um auf diese Weise den Handlungs-
druck zu verstärken.

Eine internationale Überprüfung
der Grundlagen humanitärer Inter-
vention wäre der geeignete Ort, der in
den USA anzutreffenden Argumen-
tation entgegenzutreten, der zufolge
Regimewechsel als Legitimierung
einer gewaltsamen Intervention die-
nen kann. Regimewechsel kann zwar
–  wie im Falle Serbiens – ein (will-
kommenes) Nebenprodukt einer hu-
manitären Intervention sein, als all-
gemeines Prinzip wäre dies jedoch
ein Rezept, das zu globalem Chaos
führen könnte. Sofern nicht die Bar-
riere der Legitimierung durch den Si-
cherheitsrat erhalten bleibt, könnte
sonst über jeden Staat hergefallen
werden, der einem anderen misslie-
big geworden ist.

Dominanz und
Interdependenz

Wie die transnationale Interde-
pendenz ist die globale Domi-

nanz der Vereinigten Staaten ein Pro-
dukt der Zeit nach dem Zweiten Welt-
krieg – während des Ost-West-Kon-
flikts eher verdeckt,nach seinem Ende
offen und eindeutig. Dies gilt vor
allem im Bereich der militärischen Fä-
higkeiten, wo nur die Vereinigten
Staaten,die höhere Verteidigungsaus-
gaben haben als das nächste Dutzend
Staaten zusammen, zur weltweiten
Projektion überlegener militärischer
Macht in der Lage sind, wie sie in Irak
erneut bewiesen haben.Doch die Welt
ist, wie Joseph S. Nye mit Recht
feststellt,2 einem dreidimensionalen
Schachspiel ähnlich, das lediglich auf
der obersten militärischen Ebene uni-
polar ist. Aber auch hier brauchen die
Vereinigten Staaten den Beitrag ande-
rer, unter ihnen Deutschland, zur
Friedenserhaltung in strategisch
wichtigen Gebieten wie Afghanistan
und dem Balkan.

Auf der wirtschaftlichen Ebene ist
die Welt multipolar. Dort bestimmen
Akteure wie die Europäische Union
oder Japan das Geschehen mit. Die
Europäische Union kann beispiels-
weise eine Konzernfusion in den Ver-
einigten Staaten verhindern und ist
gemeinsam mit Japan unentbehr-
licher Partner für Wirtschafts- und
Handelsabkommen. Ohne den Aus-
tausch mit der EU und Japan kann die
amerikanische Wirtschaft nicht pros-
perieren, auch wenn sie selbst die
größte bleibt.
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Noch deutlicher jedoch wird die
gegenseitige Abhängigkeit auf der
untersten Ebene der allgemeinen
grenzüberschreitenden Beziehun-
gen, von denen bereits die Rede war
und wo die Regierungen keine volle
Kontrolle haben: Kommunikation,
menschliche Kontakte, Drogenhan-
del, Migration, Klimawandel oder
Terrorismus. Dort herrschen weder
Unipolarität noch amerikanische
Hegemonie. Es handelt sich um Be-
reiche, die von zunehmender Bedeu-
tung für Wirtschaft, Politik und Ge-
sellschaft der Vereinigten Staaten
sind und auf denen eine angemesse-
ne Politik zum Schutz oder zur För-
derung der Bürger den Beitrag der
anderen Mitglieder des Interdepen-
denzsystems erfordert. Drei Viertel
der Terrorismusbekämpfung spielen
sich im nichtmilitärischen Bereich
ab; dort ist die Kooperation unter
Nachrichtendiensten, Polizei, Grenz-
schutz, Zoll oder Meldebehörden un-
entbehrlich.

Die Weltpolitik der kommenden
Jahre dürfte deshalb von der Span-
nung zwischen der dominanten Stel-
lung der Vereinigten Staaten im mili-
tärisch-politischen Bereich, verstärkt
durch den Sieg im Krieg gegen Irak,
und den komplexen Bindungen der
Interdependenz beherrscht werden.
Damit verbunden ist die Versuchung,
die politisch-militärische Überlegen-
heit auch auf diejenigen Bereiche
ausstrahlen zu lassen, in denen die
Vereinigten Staaten die Kooperation
anderer Staaten brauchen, die ihrer-
seits versuchen, diesen Hebel zur
Durchsetzung ihrer Interessen ein-
zusetzen.

Vereinte Nationen

Die Spannung zwischen ame-
rikanischer Dominanz und In-

terdependenz dürfte auch in den Ver-
einten Nationen und in den beiden
zentralen westlichen Zusammen-
schlüssen NATO und EU das Verhält-
nis zwischen Washington und den
Partnern prägen.In den Vereinten Na-
tionen steht hinter der Auseinander-
setzung über die Rolle der Organisati-
on in Irak nach dem Krieg die Grund-
satzfrage, welche Rolle sie überhaupt
in der Weltpolitik der Zukunft spielen
soll.Hier ist daran zu erinnern,dass in
den Vereinigten Staaten, trotz einer in
den Befragungen konsistent sichtbar
werdenden starken Mehrheit der Be-
völkerung für eine bedeutende Rolle
der Vereinten Nationen, die Kritik im
Kongress und in den Medien an der
Effizienz der Weltorganisation nicht
nachließ und auch in der mehrmali-
gen Verweigerung der Beitragszah-
lung zum Ausdruck kam.

In der Irak-Frage spitzte sich diese
Kritik weiter zu: Hatte Irak nicht über
zwölf Jahre die Anordnungen des Si-
cherheitsrats missachtet und waren es
nicht andere ständige Mitglieder wie
Frankreich und Russland, die eine ef-
fektive Sanktionspolitik torpediert
und die Organisation zum Papiertiger
gemacht hatten? Vor und nach dem
Irak-Krieg wurden Stimmen laut, die
diese Kritik noch einen Schritt weiter
führten: Warum sollte eine Organisa-
tion, deren Mitglieder mehrheitlich
keine Demokratien sind,die Legitimi-
tät besitzen, über die Anwendung mi-
litärischer Gewalt gegenüber Diktatu-
ren zu entscheiden? Wäre Legitimität
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nicht besser gewährleistet, wenn ein
Bündnis von Demokratien unter
amerikanischer Führung diese Auf-
gabe übernähme?

Im Kern geht es darum, ob die zen-
tralen Herausforderungen der Welt-
politik der kommenden Jahre multi-
lateral und unter Einschaltung der
Vereinten Nationen,d.h.dann auch in
einem komplexen,zeitraubenden und
gelegentlich sogar erfolglosen Prozess
geregelt werden oder ob dem Rat der-
jenigen gefolgt wird, die dem „wohl-
wollenden Hegemon“ die Aufgabe
übertragen, die Probleme mit ame-
rikanischer Macht und wechselnden
Koalitionen von kooperationswil-
ligen Partnern zu lösen.Auch wenn es
immer wieder Situationen geben
wird, in denen die Führungskraft der
stärksten Macht, die glücklicherweise
eine Demokratie ist, für die Lösung
der anstehenden Probleme unent-
behrlich ist, bleibt die Aufrechterhal-
tung der multilateralen Grundstruk-
tur und damit auch eine zentrale Rolle
der Vereinten Nationen unentbehr-
lich, um ein Minimum an Weltord-
nung zu erhalten. Unilateralismus als
Grundprinzip wird unvermeidlich
Nachahmer finden und damit die
bestehende Ordnung untergraben.
Auch kann selbst die stärkste Macht
die meisten der anstehenden Proble-
me nicht ohne den Beitrag anderer
Staaten lösen, der innerhalb von Re-
geln, Institutionen und Regimen zu
leisten ist: von der Terrorismusbe-
kämpfung über die Verhinderung von
Seuchen zum Wiederaufbau von
Staaten und zur Verhinderung der
Verbreitung von Massenvernich-
tungswaffen.

NATO und EU

Für die NATO als zentrale trans-
atlantische Institution stellt sich

nunmehr die Existenzfrage. Da die
klassische Beistandspflicht nach Arti-
kel 5 zur Verhinderung oder Bekämp-
fung von Aggressionen nicht mehr
das zentrale Problem ist, hat sie nur
dann eine Zukunft, wenn es ihr ge-
lingt, ohne geografische Beschrän-
kung dort politisch und militärisch zu
wirken, wo Bedrohungen der Sicher-
heit entstehen: beim Terrorismus, bei
der Verbreitung von Massenvernich-
tungswaffen (in Verbindung mit Trä-
gertechnologie), Verhinderung oder
Beendigung von ethnischen Säube-
rungen und Völkermord. Bei Anwen-
dung von militärischer Gewalt
braucht sie ein Mandat der Vereinten
Nationen. Die dem amerikanischen
Verteidigungsminister,Donald Rums-
feld, zugeschriebene Äußerung, dass
die Mission die Koalition definiert,
enthält einen richtigen Kern, denn es
ist unrealistisch, eine Beteiligung aller
NATO-Mitglieder bei derartigen Ak-
tionen zu erwarten.

Andererseits wäre es das sichere
Ende der NATO, wenn sie nichts an-
deres wäre als ein Vorratsschuppen, in
dem sich die Vereinigten Staaten je
nach Bedarf willige Verbündete aus-
suchen. Gemeinsamkeit der Vorbe-
reitung,des Trainings,der Interopera-
bilität, der Kooperation der Füh-
rungsstäbe, vor allem aber des Ent-
scheidungsprozesses, bei dem alle
mitwirken können, bleiben die Vo-
raussetzung für eine Zukunft des
Bündnisses. Dies setzt auf amerikani-
scher Seite voraus, dass sich die Ver-
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einigten Staaten in eine solche Struk-
tur und ihre Prozesse integrieren, auf
europäischer Seite, dass daraus keine
unvernünftigen Blockadeaktionen
werden.

Dass es hierfür kein Patentrezept
gibt, liegt auf der Hand. Hier ist fran-
zösischer Neogaullismus ebenso ge-
fährlich wie imperiales Gehabe in
Washington. Vor allem aber wird es
nötig, dass Europa einen effektiveren
und gemeinsamen militärischen Bei-
trag leistet und die Vereinigten Staa-
ten akzeptieren, dass die Allianz sich
tendenziell in ein Bündnis verwan-
delt, bei dem auf der europäischen
Seite zunehmend ein Partner koope-
riert, der gemeinschaftlich handelt.
Auch wird es nötig, dass die Europäer
Massenvernichtungswaffen ernster
nehmen als bisher und eine effektive
Nichtverbreitungspolitik mittragen,
die eine glaubwürdige Drohung mit
militärischen Maßnahmen als äu-
ßerstem Mittel einschließt, statt da-
rauf, wie es im Fall Irak von Seiten
Deutschlands und Frankreichs ge-
schah, demonstrativ zu verzichten.

Die Europäische Union ist mitten
im Prozess der Erweiterung und Ver-
tiefung mittels des Konvents durch
die gravierenden Meinungsverschie-
denheiten zum Irak-Krieg in eine
Krise geraten. Die inhaltlichen Mei-
nungsverschiedenheiten unter den

EU-Mitgliedern hängen eng mit den
Fragen zusammen, die sich auch für
die Zukunft der Vereinten Nationen
und der NATO stellen. Eine nach
vorn schauende Diplomatie wird sie
zusammenfügen müssen und davon
auszugehen haben, dass die Wieder-
herstellung eines vernünftigen trans-
atlantischen Verhältnisses die Vo-
raussetzung dafür bleibt, dass die an-
stehenden Probleme der Weltpolitik
bewältigt werden können. Dies gilt
auch für Amerika, obgleich einige
Kräfte in Washington der Auffassung
sind, dass ihre erneut demonstrierte
militärische Stärke auch in anderen
Bereichen die Fähigkeiten zu alleini-
gem Handeln verleiht.

Zur Verwirklichung der Erweite-
rung und zur Entwicklung einer ei-
genständigen europäischen Außen-
und Sicherheitspolitik gibt es auch in
Zukunft keine Alternative,dann aller-
dings auch mit ernst zu nehmenden
militärischen Fähigkeiten, zu deren
Einsatz im äußersten Fall politische
Bereitschaft besteht. Auf amerikani-
scher wie auf europäischer Seite muss
versucht werden, mit Geduld und im
Bewusstsein gegenseitiger Abhängig-
keit die europäischen und atlanti-
schen Strukturen neu zu beleben und
den Vereinten Nationen einen ange-
messenen Platz in der Weltordnung
zu erhalten.
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